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Drucksache 909 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 


Bonn, den 28. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ratifizierung der Konventionen des Europarates 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Hubert, 
Dr. Leverkuehn und Genossen 
— Drucksache 843 — 


Auf die Kleine Anfrage antworte ich im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Justiz wie folgt: 

Zur ersten Frage a) 

Die Ratifikation des Europäischen Abkommens über die Gleich- 
wertigkeit der Studienzeiten an den Universitäten hat sich 
weiterhin verzögert, weil zunächst in eingehender Prüfung durch 
die beteiligten Bundesressorts zu klären war, ob das Abkommen 
überhaupt gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften bedarf. Die 
Prüfung dieser Frage ist abgeschlossen. Das Abkommen und 
der Entwurf des Zustimmungsgesetzes werden daher in Kürze 
den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet werden. In- 
zwischen hat die Bundesregierung dem Vorsitzenden der 
Ständigen Vertragskommission der Länder den Wortlaut des 
Abkommens mit der Bitte übermittelt, das Einverständnis der 
Länder herbeizuführen. 

Zur ersten Frage b) 

Die Herbeiführung der innerstaatlichen Zustimmung zu dem 
Zweiten Protokoll vom 15. Dezember 1956 zum Allgemeinen 
Abkommen über die Vorrechte und Befreiungendes Europarates 
hat sich aus zwei Gründen verzögert : Einmal mußte wegen 
der Frage der Geltung des Protokolls im Saarland im Hinblick 
auf den Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage vom 
27. Oktober 1956 (BGBl. II S. 1587) mit der französischen 
Regierung Fühlung genommen werden. Nachdem in diesem 
Punkt eine zufriedenstellende Lösung gefunden war, mußte der 
fertige Gesetzentwurf nochmals angehalten werden, weil durch 
eine Entschließung des Bundestages anläßlich der Verabschie- 
dung des Haushaltsgesetzes 1958 die Bundesregierung ersucht 
wurde, künftig in der Begründung zu allen Gesetzentwürfen 
die aus ihrer Durchführung entstehenden Kosten darzulegen. 
Da das Zweite Zusatzprotokoll u. a. Vergünstigungen auf zoll- 
und devisenrechtlichem Gebiet enthält, war im Zusammen- 
wirken mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen zu prüfen, 
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ob sich hieraus finanzielle Auswirkungen für die Bundesrepu- 
blik Deutschland ergeben würden und entsprechende Darle- 
gungen in der Gesetzesbegründung erforderlich seien. 

Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes ist dem Bundeskabinett 
zur Beschlußfassung zugeleitet worden. Nach Beschlußfassung 
im Kabinett wird es den gesetzgebenden Körperschaften zur 
Verabschiedung zugeleitet werden. 

Zur zweiten Frage a) 

Wie schon früher auf entsprechende Anfragen hin ausgeführt 
wurde, ist geplant, eine einheitliche, für die Bundesrepublik 
Deutschland und die Republik Österreich verbindlidie, deutsche 
Übersetzung des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen 
Beilegung von Streitigkeiten vom 29. April 1957 herzusteilen. 

Die Vorarbeiten, die eine mehrmalige Überprüfung und Ab- 
stimmung der gegenseitigen Standpunkte erforderlich machten, 
sind im Januar 1959 abgeschlossen worden. Eine letzte 
Überprüfung ergab nodi einige geringfügige Berichtigungen, 
die Ende vergangenen Monats der österreichischen Regierung 
mitgeteilt wurden. Diese hat mit Verbalnote -vom 12. Fe- 
bruar 1959 den vorgeschlagenen Abänderungen zugestimmt. 

Der Text des Übereinkommens einschließlich seiner deutschen 
Übersetzung wird innerhalb der üblichen Zeiträume für die 
Herstellung der Kabinettsvorlage und der entsprechenden 
Drucksachen nunmehr unverzüglich den gesetzgebenden Körper- 
schaften zugeleitet werden. 

Zur zweiten Frage b) 

Die am 13. Dezember 1957 Unterzeichnete europäisdie Kon- 
vention über die Auslieferung ist noch nicht ratifiziert. Das 
Zustimmungsgesetz zur Auslieferungskonvention soll audi die 
europäische Konvention über den Rechtshilfeverkehr in Straf- 
sachen umfassen, die bereits von der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates angenommen wurde und demnäciist zur 
Unterzeichnung aufgelegt wird. Es muß berücksichtigt werden, 
daß mit dem Inkrafttreten der europäischen Auslieferungs- 
konvention die Auslieferungsbestimmungen in den bisher be- 
stehenden Verträgen mit den Europaratstaaten hinfällig werden. 
In den alten Verträgen sind aber auch die Vorschriften über 
den sonstigen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen enthalten, 
die in einigen Fällen auf die Auslieferungsbestimmungen Be- 
zug nehmen. Würde die Auslieferungskonvention getrennt 
von der Rechtshilfekonvention ratifiziert werden, würden 
Lücken entstehen, die den Reditshilfeverkehr beeinträchtigen. 
Außerdem ist es erforderlich, mit den alten Vertragstaaten 
Verhandlungen darüber aufzunehmen, ob und in welchem 
Umfange die europäischen Verträge zu ergänzen sind. Aus 
diesen Gründen ist die gleichzeitige Ratifizierung der beiden 
europäischen Konventionen geboten. 
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